
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Prüfungsbericht 

 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 

 

und 

 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025 

 

 

 

Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, 

Drensteinfurt 

 





 

 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

  Seite 

A. Prüfungsauftrag 1 

 
B. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Betriebsleitung 2 

 
C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 3 

 
D. Feststellungen und Erläuterungen zu Rechnungslegung,  

Jahresabschluss und Lagebericht 7 

 I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 7 

  1. Vorjahresabschluss 7 

  2. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 7 

  3. Jahresabschluss 8 

  4. Lagebericht 8 

 II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 8 

 III. Erläuterungen zur Vermögens- und Ertragslage 9 

  1. Vermögenslage 9 

  2. Ertragslage 12 

 
E. Feststellungen gemäß § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 13 

 
F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 14 

 

 

Anlagen (separates Verzeichnis) 

 



 

 

 

Abkürzungsverzeichnis 

 

AktG Aktiengesetz 

EGHGB Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch 

EigVO NRW Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-Westfalen 

EStG Einkommensteuergesetz 

GO NRW Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

HGB Handelsgesetzbuch 

HGrG Haushaltsgrundsätzegesetz 

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. 

IKS Internes Kontrollsystem 

ISA International Standards on Auditing 

n.F. neue Fassung 

NRW Nordrhein-Westfalen 

PS Prüfungsstandard des IDW 

VOB Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 

VOF Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen 

VOL Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen 

 

 

 

Hinweis: In Tabellen können technisch bedingt Rundungsdifferenzen auftreten! 

 



 

 

 

  
 

- 1 - 

A. Prüfungsauftrag 

 

1. Vom Betriebsausschuss des Sondervermögens (eigenbetriebsähnliche Einrichtung) 

 

Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt 

 (nachstehend auch "Eigenbetrieb", "Betrieb" oder "Abwasserwerk" genannt) 

 

wurden wir am 10. Dezember 2025 zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 

gewählt. Daraufhin beauftragte uns der Betriebsleiter mit Schreiben vom 17. Dezember 

2025, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 unter Einbeziehung der zugrunde 

liegenden Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025 gemäß §§ 316 

ff. HGB sowie unter ergänzender Beachtung der International Standards on Auditing 

(ISA) zu prüfen und über das Ergebnis der Prüfung zu berichten.  

 

Der Eigenbetrieb ist aufgrund der Vorschriften der §§ 103 Abs. 1 und 114 Abs. 1 

GO NRW i. V. m. § 21 Abs. 2 EigVO NRW zur Durchführung einer Prüfung des Jahres-

abschlusses, des Lageberichtes (soweit aufgestellt) und der Buchführung verpflichtet. 

 

Der Eigenbetrieb erfüllt nach den Größenkriterien des § 267 HGB diejenigen einer “klei-

nen“ Kapitalgesellschaft. Ein Lagebericht wird freiwillig erstellt. 

 

Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG zu beachten. 

 

2. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4 a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die 

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

 

3. Der Bericht ist an den Betrieb gerichtet. 

 

4. Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten - auch im Ver-

hältnis zu Dritten - die diesem Bericht beigefügten "Besonderen Auftragsbedingungen 

für Prüfungen und prüfungsnahe Leistungen" vom 1. Juli 2020 sowie die "Allgemeinen 

Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaften" vom 1. Januar 2024.  

 

5. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis der Prüfung erstatten wir den vorliegen-

den Bericht, dem der geprüfte Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, 

Anhang) sowie der Lagebericht als Anlagen Nr. I bis Nr. IV beigefügt sind. 
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B. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Betriebsleitung 

 

6. Im folgenden Abschnitt geben wir zusammengefasst die Beurteilung der Lage des 

Betriebes durch die Betriebsleitung wieder: 

 
Geschäftsverlauf 

• Das Wirtschaftsjahr 2025 schließt mit einem Bilanzgewinn von T€ 235 ab. Der Bilanz-

gewinn liegt um T€ 137 über dem Planansatz. 

• Während die Schmutzwassergebühren aufgrund geringerer Mengen unterhalb des 

Ansatzes lagen, konnten höhere Regenwassergebühren im Vergleich zum Planan-

satz durch die Neuerfassung versiegelter Flächen erzielt werden. 

• Die Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe lagen durch rückläufige Ener-

giekosten unterhalb des geplanten Ansatzes. Im Bereich der bezogenen Leistungen 

wurden die Planansätze wegen geringerer Unterhaltungs- und Sanierungsmaßnah-

men unterschritten. 

• Die Finanzlage und die Liquidität ist im Vergleich zum Vorjahr nahezu unverändert. 

Der negative Finanzmittelfonds hat sich von T€ -1.297 um T€ 8 auf T€ -1.305 erhöht. 

Der negative Finanzmittelfonds entspricht den in der Bilanz ausgewiesenen Verbind-

lichkeiten gegenüber der Stadt Drensteinfurt. 

• Das Anlagevermögen hat sich durch Investitionen (T€ 1.754) abzüglich der Abschrei-

bungen (T€ -1.345) und der Anlagenabgänge (T€ -5) um T€ 404 auf T€ 38.385 erhöht. 

• Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind vor allem durch die Aufnahme 

von zwei Förderdarlehen (T€ 550) nach Abzug der planmäßigen Darlehenstilgungen 

(T€ 202) auf T€ 9.509 gestiegen. 

Chancen und Risiken 

• Die Risikoeinschätzung und -identifizierung wurde durch den Betriebsleiter sowie die 

für den technischen Betrieb Verantwortlichen durchgeführt. Es ergaben sich keine 

bestandsgefährdenden Entwicklungen. 

Ausblick 

• Im Jahr 2026 sind die Gebühren für Schmutzwasser um € 0,22 auf € 4,33 pro m³ 

angehoben und für Regenwasser um € 0,13 auf € 0,69 pro m² versiegelte oder be-

baute Fläche gesenkt worden. Es wird mit einem Bilanzgewinn von T€ 181 gerechnet. 

 
7. Nach unseren Feststellungen vermittelt diese Beurteilung der Betriebsleitung insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage, des Fortbestands und der zukünftigen Entwicklung 

des Eigenbetriebes. Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Tatsachen bekannt ge-

worden, die diese Aussage in Frage stellen. 

 

8. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand des 

Betriebes gefährdet wäre. 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

 

9. Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 31. De-

zember 2025 und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025. Diese haben wir darauf-

hin geprüft, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und die sie ergän-

zenden Vorschriften der EigVO NRW sowie die Bestimmungen der Betriebssatzung be-

achtet worden sind. 

 

 Den Lagebericht haben wir zusätzlich daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss 

und den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht und insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes vermittelt. 

Dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 

zutreffend dargestellt sind (IDW PS 350 n.F. (03.2025)). 

 

10. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium 

der Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlich-

ten IDW-Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprü-

fung nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet. 

 

11. Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere ob alle 

Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand des uns 

erteilten Auftrages zur Jahresabschlussprüfung. 

 

12. Unsere Prüfung hat sich nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des geprüften 

Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Betriebsleitung zugesi-

chert werden kann. Die Betriebsleitung des Eigenbetriebes ist für die Buchführung, die 

dazu eingerichteten Kontrollen und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-

richt sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, die von 

der Betriebsleitung vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen 

unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

 

13. Wir haben unsere Prüfung im März und April 2026 als Fernprüfung durchgeführt. Aus-

gangspunkt unserer Prüfung war der von der ETL WRG GmbH, Gütersloh, geprüfte und 

mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss des 

Abwasserwerkes der Stadt Drensteinfurt zum 31. Dezember 2024. 
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14. Bei der Durchführung der Prüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und 

des § 21 EigVO NRW, die in den Prüfungsstandards des IDW niedergelegten Grunds-

ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung sowie ergänzend die ISA beachtet. Danach 

haben wir unsere Prüfung problemorientiert so angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und 

Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage wesentlich auswirken, erkennen konnten. Gegenstand unseres Auftrages waren 

nicht die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände (wie z. B. Untreue-

handlungen oder Unterschlagungen) und außerhalb der Rechnungslegung begangene 

Ordnungswidrigkeiten. Die Prüfung haben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Un-

regelmäßigkeiten, die für die Rechnungslegung wesentlich sind, mit hinreichender Si-

cherheit aufgedeckt werden. Die Verantwortung für die Vermeidung und die Aufdeckung 

von Unregelmäßigkeiten liegt bei den gesetzlichen Vertretern und dem Betriebsaus-

schuss des Eigenbetriebes. 

 

15. Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir uns zunächst ein Ur-

teil über die wirtschaftliche und rechtliche Situation des Eigenbetriebes gebildet. In Ge-

sprächen mit der Betriebsleitung und leitenden Mitarbeitern des Betriebes haben wir uns 

anschließend ein Bild über die Geschäftsrisiken, die zu wesentlichen Fehlern in der 

Rechnungslegung führen können, gemacht.  

 

Die Prüfung der Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-

tems sowie der Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und La-

gebericht haben wir überwiegend auf der Basis von Stichproben durchgeführt.  

 

Wir haben uns ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen 

Kontrollsystem verschafft, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 

Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-

samkeit des internen Kontrollsystems des Eigenbetriebes abzugeben. 

 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 

wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-

samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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16. Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unse-

rer vorläufigen Lageeinschätzung des Eigenbetriebes und eine Einschätzung der Wirk-

samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems des Eigenbetriebes 

zu Grunde. Hierbei haben wir unsere Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 

das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie mögliche Fehlerrisi-

ken berücksichtigt. 

 
17. Aus den bei der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende 

Prüfungsschwerpunkte: 

 

• Prüfung der Eröffnungsbilanzwerte und der Vorjahresangaben, 

• Nachweis und Bewertung des Anlagevermögens und des Sonderpostens, 

• Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen, 

• weitere Einzelsachverhalte mit wesentlichen Auswirkungen auf die Darstellung der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. 

 

18. Ausgehend von unserer Beurteilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-

trollsystems haben wir bei der Festlegung der weiteren Prüfungshandlungen die Grund-

sätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. 

 

Sowohl analytische Prüfungshandlungen als auch Einzelfallprüfungen wurden nach Art 

und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Orga-

nisation des Rechnungswesens in ausgewählten Stichproben durch bewusste Auswahl 

durchgeführt. 

 

Die Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der 

einzelnen Posten des Jahresabschlusses Rechnung tragen. 

 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 

unsere Beurteilung bildet. 

 

19. Wir haben uns davon überzeugt, dass die Eröffnungsbilanzwerte keine falschen Anga-

ben enthalten, die den zu prüfenden Jahresabschluss wesentlich beeinflussen und dass 

die Ausweis, Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte stetig im Zeitablauf angewendet 

werden. 
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20. Die Vermögens- und Schuldposten des Betriebes sind uns u. a. anhand von Verträgen, 

Kontennachweisen und sonstigen Einzelbelegen nachgewiesen worden. 

 

21. Von der Betriebsleitung und den zur Auskunft benannten Personen sind alle erbetenen 

Aufklärungen und Nachweise bereitwillig erbracht worden. Die Betriebsleitung hat uns 

in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchfüh-

rung und dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 alle bilanzierungspflichtigen 

Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtli-

che Aufwendungen und Erträge enthalten sowie alle erforderlichen Angaben gemacht 

sind. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres ha-

ben sich nach dieser Erklärung nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung auch 

nicht bekannt geworden. Die Betriebsleitung hat hierin ferner erklärt, dass der Lagebe-

richt auch hinsichtlich erwarteter Entwicklungen alle für die Beurteilung der Lage des 

Betriebes wesentlichen Gesichtspunkte sowie die nach § 289 HGB erforderlichen Anga-

ben enthält.  
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D. Feststellungen und Erläuterungen zu Rechnungs- 
legung, Jahresabschluss und Lagebericht 

 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

 

1. Vorjahresabschluss 

 

22. Der Vorjahresabschluss wurde vom Rat der Stadt Drensteinfurt am 15. Dezember 2025 

festgestellt. 

 

 Der Rat der Stadt Drensteinfurt beschloss, den Bilanzverlust 2024 in Höhe von T€ 555 

der allgemeinen Rücklage des Abwasserwerkes zu entnehmen. 

 

 

2. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

 

23. Das Rechnungswesen (Haupt- und Nebenbuchhaltung) des Eigenbetriebes wird durch 

die Stadtverwaltung mit der kommunalen Finanzsoftware "Infoma newsystem" abgewi-

ckelt. 

 

Das von dem Eigenbetrieb eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontroll-

system (IKS) sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur 

Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Es ist nach unseren Feststellungen 

grundsätzlich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Do-

kumentation und Sicherung des Buchungsstoffes zu gewährleisten. 

 

 Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, füh-

ren zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lage-

bericht. 

 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften 

Unterlagen nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (und den ergänzenden Bestimmungen 

der Betriebssatzung) entsprechen. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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3. Jahresabschluss 

 

24. Der Jahresabschluss wurde ordnungsgemäß aus den Konten des Eigenbetriebes ent-

wickelt. Die Vermögens- und Schuldposten sind ausreichend nachgewiesen sowie rich-

tig und vollständig erfasst. Sie sind unter Beachtung der Vorschriften des HGB für Kapi-

talgesellschaften, der EigVO NRW, der Satzung und der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung angesetzt und bewertet.  

 

Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit wurde beachtet.  

 

Der Ausweis ist nach den Vorschriften für Kapitalgesellschaften vorschriftsmäßig erfolgt. 

In den Anhang sind die erforderlichen Angaben richtig und vollständig aufgenommen, er 

entspricht den gesetzlichen Vorschriften. 

 

25. Im Ergebnis können wir feststellen, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes ver-

mittelt. 

 

4. Lagebericht 

 

26. Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschrif-

ten. 

 

 
II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

 

27. Besondere ergebnisbeeinflussende Veränderungen der Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden hat der Betrieb nicht vorgenommen. 

 

28. Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresabschluss entsprechend den Vorschrif-

ten der EigVO NRW und des HGB unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der  

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes.  



 

 

 

  
 

- 9 - 

III. Erläuterungen zur Vermögens- und Ertragslage 

 

1. Vermögenslage 

 

29. Zur Beurteilung der Vermögenslage des Betriebes haben wir in der nachstehenden 

Übersicht die Bilanzposten nach Liquiditätsgesichtspunkten in Gruppen zusammenge-

fasst und den Vorjahreswerten gegenübergestellt. Hierbei haben wir zur Verbesserung 

der Klarheit der Darstellung  

 

• vom Sachanlagevermögen die empfangenen Ertragszuschüsse und die Investitions-
zuschüsse abgesetzt, 

• den aktiven Rechnungsabgrenzungsposten den Forderungen zugerechnet sowie 

• die im Folgejahr fälligen Tilgungen der Darlehen den kurzfristigen Verbindlichkeiten 
zugeordnet. 

Strukturbilanz 

 

 

  

Veränderung

T€  % T€  % T€

Aktiva

Anlagevermögen

Sachanlagen 31.394    99,2        30.844    99,5        550             

31.394    99,2        30.844    99,5        550             

Umlaufvermögen

Forderungen 255         0,8          154         0,5          101             

255         0,8          154         0,5          101             

Summe der Aktiva 31.649    100,0      30.998    100,0      651             

Passiva

Eigenkapital 20.072    63,4        19.837    64,0        235             

Langfristiges 

Fremdkapital

Darlehen 9.274      29,3        8.956      28,9        318             

9.274      29,3        8.956      28,9        318             

Kurzfristiges 

Fremdkapital

Kurzfr. Rückstellungen 135         0,4          198         0,6          63 -              

Sonstige Verbindlichkeiten 2.168      6,9          2.007      6,5          161             

2.303      7,3          2.205      7,1          98               

Summe der Passiva 31.649    100,0      30.998    100,0      651             

31. Dezember 2025 31. Dezember 2024
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Anlagevermögen 

30. Der Betrieb hat T€ 1.754 an Investitionen getätigt. An Abschreibungen wurden T€ 1.345 

verrechnet. Abgängig waren Anlagen mit einem Buchrestwert von T€ 5. Die Sonderpos-

ten für Zuwendungen, Beiträge und Sonstiges sind um T€ 146 gesunken.  

 

 Umlaufvermögen 

31. Von den Forderungen entfallen T€ 207 auf Forderungen aus Lieferungen und Leistun-

gen, T€ 45 auf sonstige Vermögensgegenstände und T€ 3 auf den aktiven Rechnungs-

abgrenzungsposten. 

 

 Eigenkapital 

32. Das Eigenkapital steigt um den Bilanzgewinn (T€ 235) auf T€ 20.072. Der Jahresüber-

schuss beträgt T€ 637. An die Stadt Drensteinfurt sind vorab T€ 402 ausgeschüttet wor-

den. 

 

Fremdkapital 

33. Der langfristige Teil der Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen steigt um T€ 318 

auf T€ 9.274. Es erfolgten Darlehensaufnahmen über T€ 550 und Darlehenstilgungen 

über T€ 202. Die Darlehenstilgungen des Folgejahres betragen T€ 235 (Vorjahr: T€ 205) 

und haben kurzfristigen Charakter. 

 

Das kurzfristige Fremdkapital beinhaltet neben den zuvor genannten Darlehnstilgungen 

sonstige Rückstellungen T€ 135 (Vorjahr: T€ 198), Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen T€ 63 (Vorjahr: T€ 156), Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt T€ 1.305 

(Vorjahr: T€ 1.298), sonstige Verbindlichkeiten T€ 563 (Vorjahr: T€ 346) und den passi-

ven Rechnungsabgrenzungsposten T€ 2 (Vorjahr: T€ 2). 
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34. Die aus der zusammengefassten Bilanz abgeleitete langfristige Kapitalstruktur ergibt fol-

gendes Bild: 

Langfristige Kapitalstruktur 

  

 

 

35. Zum 31. Dezember 2025 wird das langfristig gebundene Vermögen nicht vollständig 

durch das langfristige Kapital gedeckt (finanziert).  

 

 Zum Bilanzstichtag ergibt sich eine Unterdeckung von T€ 2.048. 

  

 

T€

in  % der 

Bilanzsumme T€

in  % der 

Bilanzsumme

Anlagevermögen 31.394     99,2               30.844     99,5               

Summe des langfristigen

Vermögens 31.394     99,2               30.844     99,5               

Zur Finanzierung standen

zur Verfügung:

Eigenkapital 20.072     63,4               19.837     64,0               

Langfristiges Fremdkapital 9.274       29,3               8.956       28,9               

Summe des langfristigen 

Kapitals 29.346     92,7               28.793     92,9               

Unterdeckung 2.048 -      6,5 -                2.051 -      6,6 -                

31. Dezember 2025 31. Dezember 2024
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2. Ertragslage 

 
36. Die Ertragslage des Eigenbetriebes ist in der folgenden Tabelle dargestellt: 

  

 

 *) Vorzeichen bezogen auf die Ergebnisauswirkung 

 

37. Die Umsatzerlöse betreffen hauptsächlich mit T€ 2.390 Schmutzwassergebühren (Vor-

jahr: T€ 1.961) und mit T€ 1.807 Niederschlagwassergebühren (Vorjahr: T€ 1.461). Aus 

dem Gebührenausgleich resultieren saldiert Zuführungen über T€ 166 (Vorjahr: Entnah-

men T€ 208). Auf die Erträge aus der Auflösung der empfangenen Ertragszuschüsse 

entfallen T€ 129 (Vorjahr: T€ 129). 

 

38. Die Materialaufwendungen betreffen u. a. mit T€ 265 (Vorjahr: T€ 430) die Energiekos-

ten und mit T€ 151 (Vorjahr: T€ 170) die Betriebsmittel. An Fremdleistungen sind T€ 826 

(Vorjahr: T€ 961) angefallen. 

 

39. Der Personalaufwand ist gegenüber dem Vorjahr leicht um T€ 57 gestiegen.  

 

40. Die Abschreibungen steigen um T€ 59. 

 
41. Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten allgemeine Verwaltungskosten 

und sind um T€ 23 gestiegen. 

 

  

T€ % T€ % T€ % 

Umsatzerlöse 4.190 97,9    3.785 97,7    405 10,7    

Aktivierte Eigenleistungen 18 0,4    23 0,6    -5 -21,7    

sonstige betriebliche Erträge 71 1,7    68 1,8    3 4,4    

Betriebsleistung 4.279 100,0    3.876 100,0    403 10,4    

Materialaufwand 1.257 29,4    1.570 40,5    313 19,9    

Personalaufwand 616 14,4    559 14,4    -57 -10,2    

Abschreibungen 1.345 31,4    1.286 33,2    -59 -4,6    

sonstige betriebliche  Aufwendungen 217 5,1    194 5,0    -23 -11,9    

Aufwendungen für Betriebsleistung 3.435 80,3    3.609 93,1    174 4,8    

Betriebsergebnis 844 19,7    267 6,9    577 216,1    

Zinserträge 0 0,0    0 0,0    0 0,0    

Zinsaufwand 207 4,8    186 4,8    -21 -11,3    

Finanzergebnis -207 -4,8    -186 -4,8    -21 -11,3    

Jahresergebnis 637 14,9    81 2,1    556 686,4    

2025 2024 Veränderung*
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42. Das Finanzergebnis sinkt um T€ 21 aufgrund gestiegener Zinsaufwendungen. 

 

43. Es verbleibt ein Jahresüberschuss in Höhe von T€ 637 (Vorjahr: T€ 81). 

 

 

E. Feststellungen gemäß § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 

 

44. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG beachtet. 

 

 Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit 

der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrecht-

lichen Vorschriften und den Bestimmungen der Betriebssatzung geführt worden sind. 

 

45. Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht in der Anlage Nr. VI dar-

gestellt.  

 

 Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, 

die nach der Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Betriebsführung 

von Bedeutung sind. 
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F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

 

46. Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 

8. April 2026 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An das Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, Drensteinfurt 

 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Sondervermögens (eigenbetriebsähnliche Einrich-

tung) Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, Drensteinfurt – bestehend aus der Bilanz 

zum 31. Dezember 2025, der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 

der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Lagebericht des Betriebes für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 

2025 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vor-

schriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen 

i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 

des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und 

● vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-

klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den einschlägigen deutschen, für Kapi-

talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB und § 103 der Gemeindeordnung des Bundeslandes Nordrhein-

Westfalen unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-

antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung 

des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" 
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unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbe-

trieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-

rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Über-

einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 

uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die Überwachung Verant-

wortlichen (Betriebsausschuss) für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-

Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden han-

delsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 

der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs 

vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-

len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus-

ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von do-

losen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädi-

gungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-

satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-

sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 

einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 

Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 

Lageberichts in Übereinstimmung mit den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesell-

schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-

chende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Die für die Überwachung Verantwortlichen (Betriebsausschuss) sind verantwortlich für 

die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-

chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungs-

urteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 103 der Gemeindeordnung des 

Bundeslandes Nordrhein-Westfalen unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-

stellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als 

wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie ein-

zeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 

getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter 

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/1-v3-hgb-ja-non-pie 

eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-

fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil 

unseres Bestätigungsvermerks. 

 

Düsseldorf, 8. April 2026 Göken, Pollak und Partner 

 Treuhandgesellschaft mbH 

 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/ 

 Steuerberatungsgesellschaft 

 

 

 (gez. Reuter) (gez. Pencereci) 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer" 
 

 

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/1-v3-hgb-ja-non-pie
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47. Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-

schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten

(IDW PS 450 n.F. (10.2021)).

Düsseldorf, 8. April 2026 Göken, Pollak und Partner 
Treuhandgesellschaft mbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/ 
Steuerberatungsgesellschaft 

(Reuter) (Pencereci) 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

(qualifiziert  

elektronisch signiert) 

(qualifiziert  

elektronisch signiert) 
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Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, 

Drensteinfurt 

 

 

 

Bilanz 

 

zum 

 

31. Dezember 2025 

 

 

Anlage Nr. I / Seite 1





Aktiva Passiva

31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

€ € € €

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 0,00 0,00 I. Stammkapital 1.000.000,00 1.000.000,00

II. Rücklagen

II. Sachanlagen 1. Allgemeine Rücklage 9.166.338,21 9.721.648,29

1. Betriebsgrundstücke 1.007.511,43 992.604,61 2. Zweckgebundene Rücklagen 9.670.675,55 9.670.675,55

2. Kläranlagen 6.004.871,43 6.094.862,87 III. Bilanzgewinn/-verlust 234.672,40 -555.310,08

3. Kanalleitungen 24.609.521,57 25.061.335,22 20.071.686,16 19.837.013,76

4. Sonderbauwerke Bauwerk 4.293.026,11 4.340.914,94

5. Sonderbauwerke Maschinentechnik 325.020,13 305.500,90 B. Empfangene Ertragszuschüsse 6.143.128,58 6.231.071,25

6. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 762.419,07 646.260,75

7. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.382.701,77 539.595,27 C. Sonderposten für Investitionszuschüsse 847.881,38 906.082,27

38.385.071,51 37.981.074,56

B. Umlaufvermögen D. Rückstellungen

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände Sonstige Rückstellungen 135.342,99 197.977,56

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 207.399,30 151.321,23

2. Sonstige Vermögensgegenstände 44.557,39 0,00 E. Verbindlichkeiten

251.956,69 151.321,23 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 9.508.716,85 9.161.075,99

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 63.268,13 156.336,82

C. Rechnungsabgrenzungsposten 2.537,18 2.537,18 3. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 1.305.193,90 1.297.549,19

4. Sonstige Verbindlichkeiten 562.332,71 345.790,68

11.439.511,59 10.960.752,68

F. Rechnungsabgrenzungsposten 2.014,68 2.035,45

38.639.565,38 38.134.932,97 38.639.565,38 38.134.932,97

Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, Drensteinfurt

Bilanz zum 31. Dezember 2025

Anlage Nr. I / Seite 2





 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, 

Drensteinfurt 

 

 

 

Gewinn- und Verlustrechnung 

für das Geschäftsjahr 2025 
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Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom

1. Januar bis 31. Dezember 2025

2025 2025 2024

€ € €

1. Umsatzerlöse 4.189.944,80 3.785.092,42

2. Andere aktivierte Eigenleistungen 17.567,76 23.215,45

3. Sonstige betriebliche Erträge 71.268,59 67.634,88

4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 430.800,40 609.499,48

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 825.751,73 1.256.552,13 960.514,03

5. Personalaufwand

a) Gehälter 479.972,26 436.233,43

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung 

(davon für Altersversorgung € 34.675,60

Vj. € 31.535,28 136.181,35 616.153,61 123.125,68

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-

stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 1.344.745,37 1.286.239,73

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 216.886,86 193.315,23

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 207.220,52 186.362,86

9. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 637.222,66 80.652,31

10. Sonstige Steuern 258,60 258,60

11. Jahresüberschuss 636.964,06 80.393,71

12. Vorabgewinnausschüttung 402.291,66 635.703,79

13. Bilanzgewinn/-verlust 234.672,40 -555.310,08

Anlage Nr. II / Seite 2





 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, 
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Entwicklung des Anlagevermögens 

 

zum 

 

31. Dezember 2025 
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Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt

Entwicklung des Anlagevermögens im Wirtschaftsjahr 2025

01.01.2025 Zugang Abgang Umbuchung 31.12.2025 01.01.2025 Abschreibung Zuschreibung Auflösung 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 12.733,00 0,00 0,00 0,00 12.733,00 12.733,00 0,00 0,00 0,00 12.733,00 0,00 0,00

II. Sachanlagen

1. Betriebsgrundstücke 993.017,29 0,00 0,00 14.933,92 1.007.951,21 412,68 27,10 0,00 0,00 439,78 1.007.511,43 992.604,61

2. Kläranlagen 12.287.374,63 0,00 0,00 319.519,96 12.606.894,59 6.192.511,76 409.511,40 0,00 0,00 6.602.023,16 6.004.871,43 6.094.862,87

3. Kanalleitungen 43.125.034,68 0,00 21.581,14 279.987,76 43.383.441,30 18.063.699,46 726.335,68 0,00 16.115,41 18.773.919,73 24.609.521,57 25.061.335,22

4. Sonderbauwerke Bauwerk 5.856.262,29 0,00 0,00 40.568,58 5.896.830,87 1.515.347,35 88.457,41 0,00 0,00 1.603.804,76 4.293.026,11 4.340.914,94

5. Sonderbauwerke Maschinentechnik 1.795.965,47 0,00 0,00 59.443,15 1.855.408,62 1.490.464,57 39.923,92 0,00 0,00 1.530.388,49 325.020,13 305.500,90

6. Andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung 1.053.954,78 124.066,73 6.087,05 72.581,45 1.244.515,91 407.694,03 80.489,86 0,00 6.087,05 482.096,84 762.419,07 646.260,75

7. Geleistete Anzahlungen und 

Anlagen im Bau 539.595,27 1.630.141,32 0,00 -787.034,82 1.382.701,77 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.382.701,77 539.595,27

65.663.937,41 1.754.208,05 27.668,19 0,00 67.390.477,27 27.682.862,85 1.344.745,37 0,00 22.202,46 29.005.405,76 38.385.071,51 37.981.074,56

Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Restbuchwerte

Gesamt
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Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, 
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Lagebericht 
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Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, 

Drensteinfurt 

 

 

 

Rechtliche Verhältnisse 
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Rechtliche Verhältnisse 

 

Name des 
Eigenbetriebes: Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt. 
 
Sitz: Drensteinfurt. 
 
Gründung: 1. Januar 2006. 
 
Satzung: 19. Dezember 2005 (Stand 22. September 2010). 
 
Gegenstand 
des Eigenbetriebes:  Die Abwasserentsorgung auf dem Gebiet der Stadt Drenstein-

furt in den Ortsteilen Drensteinfurt, Rinkerode und Walstedde 
und alle den Betriebszweck fördernden Geschäfte. 

  
Wirtschaftsjahr: Kalenderjahr. 
 
Stammkapital: € 1.000.000. 
 
Rechtsform: gem. § 107 Abs. 2 S. 2 GO NRW in Form einer eigenbetriebs-

ähnlichen Einrichtung als Sondervermögen der Stadt Drenstein-
furt. 

 
Organe des  
Eigenbetriebes: - Betriebsausschuss, 

- Betriebsleitung. 
 
Betriebsausschuss: Der Betriebsausschuss besteht gemäß § 4 der Betriebssatzung 

aus 10 Mitgliedern, davon mindestens 6 Ratsmitglieder und 
4 Sachkundige Bürger. Die Mitglieder des Betriebsausschusses 
sind namentlich im Anhang des Berichtes aufgeführt. 

 
Betriebsleitung: Herr Christoph Britten, Technischer Betriebsleiter, 
 Herr Ingo Herbst, Kaufmännischer Betriebsleiter und 
 Frau Nicole Brüning, stellvertretende Betriebsleiterin. 
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  Anlage  VI 

  Blatt 1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt, 

Drensteinfurt 

 

 

 

Fragenkatalog zur Prüfung der 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

und der wirtschaftlichen Verhältnisse 
nach § 53 HGrG (IDW PS 720) 

 

  

Anlage Nr. VI / Seite 1



Anlage  VI 

Blatt 2 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

 

FRAGENKREIS 1: 

Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individuali-
sierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe 

und einen Geschäftsverteilungsplan für die 

Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzern-

leitung?  

Es gibt keine Geschäftsordnungen und Ge-

schäftsverteilungsplan für die Organe. 

 

 Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisun-

gen des Überwachungsorgans zur Organi-

sation für die Geschäfts- sowie ggf. für die 

Konzernleitung (Geschäftsanweisung)?  

Es sind die Regelungen der Betriebssatzung zu 

beachten. 

 Entsprechen diese Regelungen den Bedürf-

nissen des Unternehmens bzw. des Kon-

zerns? 

Die Regelungen entsprechen nach unserer Ein-

schätzung den Bedürfnissen des Betriebes. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer 

Ausschüsse haben stattgefunden und wur-

den Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr fanden drei Sitzungen des Be-

triebsausschusses statt.  

Die Protokolle wurden uns vorgelegt  

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kon-

trollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

sind die einzelnen Mitglieder der Geschäfts-

leitung tätig? 

Die Betriebsleitung ist auskunftsgemäß in keinen 

Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

tätig. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Ge-

schäftsleitung, Überwachungsorgan) indivi-

dualisiert im Anhang des Jahresabschlus-

ses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fi-

xum, erfolgsbezogenen Komponenten und 

Komponenten mit langfristiger Anreizwir-

kung ausgewiesen?  

Die Betriebsleitung und dessen Stellvertreter so-

wie die Mitglieder des Betriebsausschusses erhal-

ten für ihre Tätigkeit keine Vergütungen vom Ei-

genbetrieb. 

 Falls nein, wie wird dies begründet? Siehe Ausführungen zuvor. 
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

 

FRAGENKREIS 2: 

Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unter-

nehmens entsprechenden Organisationplan, 

aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsberei-

che und Zuständigkeiten/Weisungsbefug-

nisse ersichtlich sind?  

Es besteht ein nach Betriebsgröße und Anzahl der 

beschäftigten Mitarbeiter angemessener Organisa-

tionsplan. 

 Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? Ja, auskunftsgemäß erfolgt eine Aktualisierung in 

gebotenen Zeiträumen. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 

nicht nach dem Organisationsplan verfahren 

wird? 

Solche Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur 

Korruptionsprävention ergriffen und doku-

mentiert? 

Die Gemeindeprüfungsanstalt überprüft im Rah-

men der überörtlichen Prüfung der Haushalts- und 

Wirtschaftsführung der Stadt Drensteinfurt auch 

den Teilbereich der Korruptionsprävention, dessen 

Prüfung zu keinen Beanstandungen geführt hat. 

 

Durch die Betriebsleitung wurde ein Verhaltensko-

dex eingeführt, welcher von den Mitarbeitern ver-

bindlich einzuhalten ist. Die Vergabe von Aufträgen 

erfolgt seit dem 1. Januar 2007 über eine zentrale 

Vergabestelle, wobei die Vergabe von Aufträgen 

bei der Stadt über eine Dienstanweisung geregelt 

ist. 

 

Die Prüfung der Möglichkeiten einer interkommu-

nalen Zusammenarbeit zur Kontrolle von Vergaben 

sowie die Erstellung einer Dienstanweisung zur 

Korruptionsprävention sind noch nicht abgeschlos-

sen. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsan-

weisungen für wesentliche Entscheidungs-

prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und 

Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kredit-

aufnahme und -gewährung)? 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen und die Sat-

zung des Abwasserwerkes, insbesondere zu den 

Themenbereichen Auftragsvergabe und Auftrags-

abwicklung sowie zur Aufnahme von Krediten, 

scheinen unter Berücksichtigung der Be-

triebsgröße ausreichend. Auftragsvergaben und 

Personalangelegenheiten werden entsprechend 

der Dienstanweisungen der Stadtverwaltung vor-

genommen. Nach unseren Feststellungen sind die 

Regelungen geeignet und angemessen. 

 Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 

diese nicht eingehalten werden? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 
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e) Besteht eine ordnungsgemäße Dokumenta-

tion von Verträgen (z. B. Grundstücksverwal-

tung, EDV)? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Er-

kenntnisse ergeben, dass keine ordnungsgemäße 

Dokumentation von Verträgen vorliegt.  

 

FRAGENKREIS 3: 

Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling  

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hin-

blick auf Planungshorizont und Fortschrei-

bung der Daten sowie auf sachliche und zeit-

liche Zusammenhänge von Projekten – den 

Bedürfnissen des Unternehmens? 

 

Das Planungswesen vom Abwasserwerk der Stadt 

Drensteinfurt entspricht in Form des jährlich zu er-

stellenden Wirtschaftsplans den Bedürfnissen des 

Unternehmens.  

Nach unseren Feststellungen entsprechen der De-

taillierungsgrad sowie der Planungshorizont den 

Anforderungen des Unternehmens. 

b) Werden Planabweichungen systematisch un-

tersucht? 

Anhaltspunkte, dass Planabweichungen nicht sys-

tematisch untersucht werden, haben sich im Rah-

men unserer Prüfung nicht ergeben 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließ-

lich der Kostenrechnung der Größe und den 

besonderen Anforderungen des Unterneh-

mens? 

Nach den Erkenntnissen unserer Prüfung gewähr-

leisten der angewendete Kontenplan und die Ab-

läufe im Bereich Rechnungswesen eine ordnungs-

gemäße und zeitnahe Erfassung der Geschäftsvor-

fälle. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanage-

ment, welches u. a. eine laufende Liquiditäts-

kontrolle und eine Kreditüberwachung ge-

währleistet?  

Die Liquiditätskontrolle erfolgt zentral durch die 

Stadtverwaltung Drensteinfurt. Diese führt eben-

falls die Kreditüberwachung durch.  

Nach unseren Feststellungen ist das Finanzma-

nagement funktionsfähig.  

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein 

zentrales Cash-Management und haben sich 

Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür gel-

tenden Regelungen nicht eingehalten worden 

sind? 

Es ist ein gemeinsames Cash-Pooling bei der Stadt 

Drensteinfurt und dem Eigenbetrieb eingerichtet, 

welches von der Stadtverwaltung durchgeführt 

wird.  

Es haben sich im Rahmen der Prüfung keine An-

haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden 

Regelungen nicht eingehalten wurden. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig 

und zeitnah in Rechnung gestellt werden?  

Die Veranlagung der Gebühren erfolgt zeitnah 

durch unterjährige Abschläge sowie eine abschlie-

ßende Jahresverbrauchsabrechnung. 

 Ist durch das bestehende Mahnwesen ge-

währleistet, dass ausstehende Forderungen 

zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

Das Mahnwesen ist effektiv: Forderungen werden 

im Regelfall kurzfristig durch die Stadtverwaltung li-

quidiert. 
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen 

des Unternehmens/Konzerns und umfasst es 

alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbe-

reiche? 

Eine eigene Controllingabteilung gibt es aufgrund 

der geringen Größe des Unternehmens nicht. Die 

Controllingaufgaben werden durch die Stadtver-

waltung Drensteinfurt und durch die Betriebsleitung 

vorgenommen.  

Das Controlling entspricht den Anforderungen des 

Betriebes und umfasst sämtliche wesentliche Be-

triebsbereiche. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichts-

wesen eine Steuerung und/oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Un-

ternehmen, an denen eine wesentliche Betei-

ligung besteht? 

Die Frage ist nicht relevant, da es keine Tochterun-

ternehmen gibt. 

 

 

FRAGENKREIS 4: 

Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art 

und Umfang Frühwarnsignale definiert und 

Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe be-

standsgefährdende Risiken rechtzeitig er-

kannt werden können? 

Die Betriebsleitung hat mit dem bereits im Jahr 

2012 eingeführten Risikomanagementhandbuch 

die erforderlichen Maßnahmen zur Einrichtung ei-

nes prozessorientierten Risikofrüherkennungssys-

tems durchgeführt. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie 

geeignet, ihren Zweck zu erfüllen?  

Diese Maßnahmen reichen aus und sind geeignet, 

ihren Zweck zu erfüllen. 

 Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass 

die Maßnahmen nicht durchgeführt werden. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend doku-

mentiert? 

Es erfolgt eine kontinuierliche Weiterentwicklung 

sowohl der Maßnahmen als auch der Dokumenta-

tion. 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnah-

men kontinuierlich und systematisch mit dem 

aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Ge-

schäftsprozessen und Funktionen abge-

stimmt und angepasst? 

Das Risikofrüherkennungssystem wird in der Regel 

vierteljährlich abgestimmt. Aufgrund der Ge-

schäftstätigkeit im hoheitlichen Bereich der Kom-

munalverwaltung (Abwasserbeseitigung) unterlie-

gen die fachspezifischen Risiken keinen wesentli-

chen Veränderungen. 
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FRAGENKREIS 5: 

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Ge-

schäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstru-

menten sowie von anderen Termingeschäf-

ten, Optionen und Derivaten schriftlich festge-

legt? Dazu gehört: 

 

Welche Produkte/Instrumente dürfen einge-

setzt werden? 

Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/In-

strumente bis zu welchen Beträgen eingesetzt 

werden? 

Wie werden die Bewertungseinheiten definiert 

und dokumentiert und in  

welchem Umfang dürfen offene Posten ent-

stehen? 

Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. 

ob bestimmte Strategien ausschließlich zuläs-

sig sind bzw. bestimmte Strategien nicht 

durchgeführt werden dürfen (z. B. antizipati-

ves Hedging)? 

Zu Fragenkreis 5 a) bis f): 

Es gab im Rahmen unserer Prüfung keine Anhalts-

punkte dafür, dass Derivate im Berichtsjahr einge-

setzt wurden. 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken einge-

setzt als zur Optimierung von Kreditkonditio-

nen und zur Risikobegrenzung? 

Siehe Antwort zu a). 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem 

Geschäftsumfang entsprechendes Instru-

mentarium zur Verfügung gestellt, insbeson-

dere in Bezug auf  

Erfassung der Geschäfte 

Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Ri-

sikoanalyse 

Bewertung der Geschäfte zum Zweck der 

Rechnungslegung 

Kontrolle der Geschäfte? 

Siehe Antwort zu a). 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risi-

koabsicherung (Hedging) dienende Derivat-

geschäfte und werden Konsequenzen auf-

grund der Risikoentwicklung gezogen? 

Siehe Antwort zu a). 

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemes-

sene Arbeitsanweisungen erlassen? 

Siehe Antwort zu a). 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Ge-

schäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die of-

fenen Positionen, die Risikolage und die ggf. 

zu bildenden Vorsorgen geregelt? 

Siehe Antwort zu a). 
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FRAGENKREIS 6: 

Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unterneh-

mens/Konzerns entsprechende Interne Revi-

sion/Konzernrevision?  

Zu Fragenkreis 6 a) bis f): 

Eine interne Revisionsabteilung gibt es aufgrund 

der geringen Größe des Betriebs nicht.  

 Besteht diese als eigenständige Stelle oder 

wird diese Funktion durch eine andere Stelle 

(ggf. welche?) wahrgenommen? 

 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revi-

sion/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-

zern?  

Siehe Antwort zu a). 

 Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von In-

teressenkonflikten? 

Siehe Antwort zu a). 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeits-

schwerpunkte der Internen Revision/Konzern-

revision im Geschäftsjahr? 

Siehe Antwort zu a). 

 Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinan-

der unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung 

von Anweisung und Vollzug) organisatorisch 

getrennt sind? 

Siehe Antwort zu a). 

 Wann hat die Interne Revision das letzte Mal 

über Korruptionsprävention berichtet? 

Siehe Antwort zu a). 

 Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte 

vor? 

Siehe Antwort zu a). 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwer-

punkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt? 

Siehe Antwort zu a). 

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision be-

merkenswerte Mängel aufgedeckt und um 

welche handelt es sich? 

Siehe Antwort zu a). 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Fest-

stellungen und Empfehlungen der Internen 

Revision/Konzernrevision gezogen und wie 

kontrolliert die Interne Revision/Konzernrevi-

sion die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Siehe Antwort zu a). 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

 

FRAGENKREIS 7: 

Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, 
Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 
Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

vorherige Zustimmung des Überwachungsor-

gans zu zustimmungspflichtigen Rechtsge-

schäften und Maßnahmen nicht eingeholt 

worden ist? 

Es haben sich keine der angesprochenen Anhalts-

punkte ergeben. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder 

der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans die Zustimmung des Überwa-

chungsorgans eingeholt? 

Im Berichtsjahr wurden auskunftsgemäß und nach 

unseren Feststellungen keine derartigen Kredite 

gewährt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass an-

stelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen 

ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig 

behandelte Maßnahmen vorgenommen wor-

den sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnah-

men)? 

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine derarti-

gen Anhaltspunkte ergeben. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, 

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsan-

weisung und bindenden Beschlüssen des 

Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine derarti-

gen Anhaltspunkte ergeben. 
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FRAGENKREIS 8: 

Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Betei-

ligungen, sonstige Finanzanlagen, immateri-

elle Anlagewerte und Vorräte) angemessen 

geplant und vor Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Ri-

siken geprüft? 

Investitionsentscheidungen werden vor ihrer Reali-

sierung durch die zuständigen Abteilungen unter 

Beachtung gesetzlicher Auflagen und Dienstanwei-

sungen sowie unter Einbeziehung externer Dienst-

leister angemessen geplant, unter Beachtung ge-

setzlicher Auflagen nach wirtschaftlichen Gesichts-

punkten getroffen und in den Wirtschaftsplan auf-

genommen. Nach Beendigung der Investitions-

maßnahmen werden die Kosten mit dem Planan-

satz verglichen. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung 

nicht ausreichend waren, um ein Urteil über 

die Angemessenheit des Preises zu ermögli-

chen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von 

Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und 

Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 

Planabweichungen werden analysiert und entspre-

chend berücksichtigt. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitio-

nen wesentliche Überschreitungen ergeben? 

Die Planansätze wurden insgesamt unterschritten. 

 Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen 

Gründen? 

Im Jahr 2025 sind Investitionen in Sachanlagen in 

Höhe von T€ 1.754 durchgeführt worden.  

Im Wirtschaftsplan 2025 waren insgesamt T€ 5.748 

veranschlagt.  

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 

Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen 

wurden? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

 

 

FRAGENKREIS 9: 

Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Ver-

stöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, 

VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Nach unseren Prüfungsfeststellungen haben sich 

keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass offenkun-

dig gegen Vergaberegelungen verstoßen wurde. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergabe-

regelungen unterliegen, Konkurrenzangebote 

(z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldan-

lagen) eingeholt? 

Konkurrenzangebote werden auskunftsgemäß, so-

weit möglich, eingeholt und berücksichtigt. 
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FRAGENKREIS 10: 

Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig 

Bericht erstattet? 

Dem Betriebsausschuss wird regelmäßig in den 
abgehaltenen Sitzungen berichtet. Die Quartals-
berichte werden, sofern kein passender Sitzungs-
termin vorhanden ist, unabhängig von den Sitzun-
gen im Ratsinformationssystem zur Verfügung ge-
stellt. 

 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden 

Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unter-

nehmens/Konzerns und in die wichtigsten Un-

ternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Berichte und Protokolle sind nach unseren 

Feststellungen ausreichend untergliedert, um dem 

Betriebsausschuss einen Überblick über die wirt-

schaftliche Lage des Betriebes zu geben. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesent-

liche Vorgänge angemessen und zeitnah un-

terrichtet? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine An-

haltspunkte für eine unzureichende Berichterstat-

tung festgestellt. 

 Liegen insbesondere ungewöhnliche, risiko-

reiche oder nicht ordnungsgemäß abgewi-

ckelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare 

Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-

sungen vor und wurde hierüber berichtet? 

Nein, keine Feststellungen. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Kon-

zernleitung dem Überwachungsorgan auf 

dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 

Abs. 3 AktG)? 

Im Berichtsjahr wurde keine Berichterstattung nach 

§ 90 Abs. 3 AktG durchgeführt. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder 

unternehmensinternen Vorschriften) nicht in 

allen Fällen ausreichend war? 

Siehe Antwort zu Fragenkreis 10 d). 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Eine entsprechende Absicherung erfolgt aus-

kunftsgemäß durch die Stadt Drensteinfurt. 

 Wurde ein angemessener Selbstbehalt ver-

einbart? 

Es wurde kein Selbstbehalt vereinbart. 

 Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Ver-

sicherung mit dem Überwachungsorgan erör-

tert? 

Auskunftsgemäß wurde dieses Thema im Betriebs-

ausschuss bisher nicht erörtert.. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der 

Geschäftsleitung oder des Überwachungsor-

gans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich 

dem Überwachungsorgan offengelegt wor-

den? 

Im Rahmen der Prüfung sind uns keine derartigen 

Sachverhalte bekannt geworden. 
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Vermögens- und Finanzlage 

 

FRAGENKREIS 11: 

Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig 

nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Nach unseren Feststellungen besteht kein offen-

kundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? Nach unseren Feststellungen bestehen keine auf-

fällig hohen oder niedrigen Bestände. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

Vermögenslage durch im Vergleich zu den bi-

lanziellen Werten erheblich höhere oder nied-

rigere Verkehrswerte der Vermögensgegen-

stände wesentlich beeinflusst wird? 

Es haben sich keine derartigen Anhaltspunkte er-

geben. 

 

 

FRAGENKREIS 12: 

Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach inter-

nen und externen Finanzierungsquellen zu-

sammen? 

Die Kapitalstruktur nach Finanzierungsquellen 

ergibt sich aus den Erläuterungen zur Vermögens- 

und Finanzlage des Prüfungsberichtes. 

 Wie sollen die am Abschlussstichtag beste-

henden wesentlichen Investitionsverpflichtun-

gen finanziert werden? 

Die Investitionen sollen im Wesentlichen durch die 

Abschreibungen, Anschlussbeiträge und Darle-

hensaufnahmen finanziert werden. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beur-

teilen, insbesondere hinsichtlich der Kredit-

aufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaf-

ten? 

Das Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt ist als 

Sondervermögen rechtlich unselbständig und da-

mit Teil der Vermögens- und Haftungsmasse der 

Stadt Drensteinfurt. Ein Konzern liegt daher nicht 

vor.  

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Fi-

nanz-/Fördermittel einschließlich Garantien 

der öffentlichen Hand erhalten? 

Das Abwasserwerk der Stadt Drensteinfurt hat im 

Berichtsjahr zwei zinsvergünstigte Förderdarlehen 

in Höhe von insgesamt T€ 550 erhalten. 

 Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

damit verbundenen Verpflichtungen und Auf-

lagen des Mittelgebers nicht beachtet wur-

den? 

Nein, es haben sich keine derartigen Anhalts-

punkte ergeben. 
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Anlage  VI 

Blatt 12 

FRAGENKREIS 13: 

Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund 

einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstat-

tung? 

Die wirtschaftliche Eigenkapitalquote in der aufbe-

reiteten Strukturbilanz beträgt zum Bilanzstichtag 

63,4 % (Vorjahr: 64,0 %). 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Aus-

schüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der 

wirtschaftlichen Lage des Unternehmens ver-

einbar? 

Der Gewinnverwendungsvorschlag ist im Anhang 

zum Jahresabschluss niedergelegt. Danach soll 

der Bilanzgewinn 2025 in Höhe von T€ 235 der all-

gemeinen Rücklage des Betriebes zugeführt wer-

den. 

Der Gewinnverwendungsvorschlag ist nach unse-

rer Auffassung mit der wirtschaftlichen Lage des 

Unternehmens vereinbar. 
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 Anlage  VI 

  Blatt 13 

Ertragslage 

 

FRAGENKREIS 14: 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit  

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Un-

ternehmens/Konzerns nach Segmenten/ Kon-

zernunternehmen zusammen? 

Die Frage ist nicht relevant. Das Ergebnis wird 

nicht segmentiert. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von ein-

maligen Vorgängen geprägt? 

Nein, keine Feststellungen.  

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass we-

sentliche Kredit- oder andere Leistungsbezie-

hungen zwischen Konzerngesellschaften 

bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu un-

angemessenen Konditionen vorgenommen 

werden? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und 

preisrechtlich erwirtschaftet? 

Die Frage ist nicht relevant, da der Betrieb nicht 

konzessionsabgabenpflichtig ist. 

 

 

FRAGENKREIS 15: 

Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für 

die Vermögens- und Ertragslage von Bedeu-

tung waren? 

Keine verlustbringenden Geschäfte ersichtlich. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die 

Verluste zu begrenzen, und um welche Maß-

nahmen handelt es sich? 

Die Frage ist nicht relevant, da der Betrieb weder 

im Berichtsjahr noch in den Vorjahren Verluste er-

wirtschaftet hat. 

 

 

FRAGENKREIS 16: 

Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Er-
tragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetra-

ges? 

Es wurde ein Jahresüberschuss erwirtschaftet. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. 

sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Un-

ternehmens zu verbessern? 

Für 2026 ist eine Anhebung der Schmutzwasser-

gebühren um 22 Cent/m³ erfolgt. 

 

Anlage Nr. VI / Seite 13





Besondere Auftragsbedingungen für Prüfungen 
und prüfungsnahe Leistungen 

der Göken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 

Stand: 1. Juli 2020 

Präambel 

Diese Auftragsbedingungen der Göken, Pollak und 
Partner Treuhandgesellschaft mbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft (kurz: 
GPP) ergänzen und konkretisieren die vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer e. V. (IDW) herausgegebenen Allgemei-
nen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (in der dem Auftrags-
bestätigungsschreiben beigefügten Fassung) und sind 
diesen gegenüber vorrangig anzuwenden. Sie gelten 
nachrangig zu einem Auftragsbestätigungsschreiben. 
Das Auftragsbestätigungsschreiben zusammen mit allen 
Anlagen bildet die „Sämtlichen Auftragsbedingungen“. 

A. Ergänzende Bestimmungen für Abschlussprüfun-
gen nach § 317 HGB und vergleichbare Prüfungen 
nach nationalen und internationalen Prüfunggrund-
sätzen

GPP wird die Prüfung gemäß § 317 HGB und unter Be-
achtung der vom IDW festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung ("GoA") durch-
führen. Dem entsprechend wird GPP die Prüfung unter 
Beachtung der Grundsätze gewissenhafter Berufsaus-
übung so planen und anlegen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf den Prüfungsgegenstand laut Auf-
tragsbestätigungsschreiben wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

GPP wird alle Prüfungshandlungen durchführen, die sie 
den Umständen entsprechend für die Beurteilung als 
notwendig erachtet und prüfen, in welcher Form der in 
§ 322 HGB respektive den GoA vorgesehene Vermerk 
zum Prüfungsgegenstand erteilt werden kann. Über die 
Prüfung des Prüfungsgegenstands wird GPP in berufs-
üblichem Umfang berichten. Um Art, Zeit und Umfang der 
einzelnen Prüfungshandlungen in zweckmäßiger Weise 
festzulegen, wird GPP, soweit sie es für erforderlich hält, 
das System der rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollen prüfen und beurteilen, insbesondere soweit es 
der Sicherung einer ordnungsgemäßen Rechnungs-
legung dient. Wie berufsüblich, wird GPP die Prüfungs-
handlungen in Stichproben durchführen, sodass ein un-
vermeidliches Risiko besteht, dass auch bei pflichtge-
mäß durchgeführter Prüfung selbst wesentliche falsche 
Angaben unentdeckt bleiben können. Daher werden z.B. 
Unterschlagungen und andere Unregelmäßigkeiten durch 
die Prüfung nicht notwendigerweise aufgedeckt. GPP 
weist darauf hin, dass die Prüfung in ihrer Zielsetzung 
nicht auf die Aufdeckung von Unterschlagungen und 
anderen Unregelmäßigkeiten, die nicht Übereinstimmung 
des Prüfungsgegenstands mit den maßgebenden Rech-
nungslegungsgrundsätzen betreffen, ausgerichtet ist. 
Sollte GPP jedoch im Rahmen der Prüfung derartige 
Sachverhalte feststellen, wird dem Auftraggeber dies 
unverzüglich zur Kenntnis gebracht.

Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auftragge-
bers, wesentliche Fehler im Prüfungsgegenstand zu kor-
rigieren und uns gegenüber in der Vollständigkeitserklä-
rung zu bestätigen, dass die Auswirkungen etwaiger nicht 
korrigierter Fehler, die von uns während des aktuellen 
Auftrags festgestellt wurden sowohl einzeln als auch in 
ihrer Gesamtheit für den Prüfungsgegenstand unwesent-
lich sind. 

B. Auftragsverhältnis

Unter Umständen werden GPP im Rahmen des Auf-
trages und zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen Be-
lange des Auftraggebers unmittelbar mit diesem zu-
sammenhängende Dokumente, die rechtliche Relevanz 
haben, zur Verfügung gestellt. GPP stellt ausdrücklich 
klar, dass sie weder eine Verpflichtung zur rechtlichen 
Beratung bzw. Überprüfung hat, noch, dass dieser 
Auftrag eine allgemeine Rechtsberatung beinhaltet; daher 
hat der Auftraggeber auch eventuell im Zusammenhang 
mit der Durchführung dieses Auftrages von der GPP zur 
Verfügung gestellte Musterformulierungen zur ab-
schließenden juristischen Prüfung seinem verantwort-
lichen Rechtsberater vorzulegen. Der Auftraggeber ist 
verantwortlich für sämtliche Geschäftsführungsentschei-
dungen im Zusammenhang mit den Leistungen der GPP 
sowie die Verwendung der Ergebnisse der Leistungen 
und die Entscheidung darüber, inwieweit die Leistungen 
der GPP für eigene interne Zwecke des Auftraggebers 
geeignet sind. 

C. Informationszugang

Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
des Auftraggebers, der GPP einen uneingeschränkten 
Zugang zu den für den Auftrag erforderlichen Aufzeich-
nungen, Schriftstücken und sonstigen Informationen zu 
gewährleisten. Das Gleiche gilt für die Vorlage zusätz-
licher Informationen (z.B. Geschäftsbericht, Feststel-
lungen hinsichtlich der Entsprechenserklärung gemäß 
§ 161 AktG), die vom Auftraggeber zusammen mit dem
Abschluss sowie ggf. dem zugehörigen Lagebericht
veröffentlicht werden. Der Auftraggeber, wird diese
rechtzeitig vor Erteilung des Bestätigungsvermerks bzw.
unverzüglich sobald sie vorliegen, zugänglich machen.
Sämtliche Informationen, die der GPP vom Auftraggeber
oder in seinem Auftrag zur Verfügung gestellt werden
(„Auftraggeberinformationen“), müssen vollständig sein.

D. Mündliche Auskünfte

Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entscheidung 
oder sonstige wirtschaftliche Disposition auf Grundlage 
von Informationen und/oder Beratung zu treffen, welche 
die GPP dem Auftraggeber mündlich erteilt hat, so ist der 
Auftraggeber verpflichtet, entweder (a) GPP rechtzeitig 



 

 

vor einer solchen Entscheidung zu informieren und sie zu 
bitten, das Verständnis des Auftraggebers über solche 
Informationen und/oder Beratung schriftlich zu bestätigen 
oder (b) in Kenntnis des oben genannten Risikos einer 
solchen mündlich erteilten Information und/oder Beratung 
jene Entscheidung in eigenem Ermessen und in alleiniger 
Verantwortung zu treffen.  

E. Freistellung 

Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, GPP von allen 
Ansprüchen Dritter (einschließlich verbundener Unter-
nehmen) sowie daraus folgenden Verpflichtungen, Schä-
den, Kosten und Aufwendungen (insbesondere angemes-
sene externe Anwaltskosten) freizustellen, die aus der 
Verwendung des Arbeitsergebnisses durch Dritte 
resultieren und die Weitergabe direkt oder indirekt durch 
den Auftraggeber oder auf seine Veranlassung hin erfolgt 
ist. Diese Verpflichtung besteht nicht in dem Umfang, wie 
GPP sich ausdrücklich schriftlich damit einverstanden er-
klärt hat, dass der Dritte auf das Arbeitsergebnis ver-
trauen darf. 

F. Elektronische Datenversendung (E-Mail) 

Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Medien 
zum Austausch und zur Übermittlung von Informationen 
gestattet und diese Form der Kommunikation stellt als 
solche keinen Bruch von etwaigen Verschwiegenheits-
pflichten dar. Den Parteien ist bewusst, dass die elek-
tronische Übermittlung von Informationen (insbesondere 
per E-Mail) Risiken (z.B. unberechtigter Zugriff Dritter) 
birgt.  

 

Jegliche Änderung der von der GPP auf elektronischem 
Wege übersandten Dokumente ebenso wie jede Wei-
tergabe von solchen Dokumenten auf elektronischem 
Wege an Dritte darf nur nach schriftlicher Zustimmung 
der GPP erfolgen.  

G. Datenschutz 

Für die genannten Verarbeitungszwecke ist die GPP be-
rechtigt, Auftraggeberinformationen, die bestimmten Per-
sonen zugeordnet werden können („personenbezogene 
Daten“), in den verschiedenen Jurisdiktionen, in denen 
diese tätig sind, zu verarbeiten.  

GPP verarbeitet personenbezogene Daten im Einklang 
mit geltendem Recht und berufsrechtlichen Vorschriften, 
insbesondere unter Beachtung der nationalen (BDSG) 
und europarechtlichen (EU-DSGVO) Regelungen zum 
Datenschutz. GPP verpflichtet Dienstleister, die im Auf-
trag der GPP personenbezogene Daten verarbeiten, sich 
ebenfalls an diese Bestimmungen zu halten. 

H. Vollständigkeitserklärung 

Die seitens GPP von den gesetzlichen Vertretern erbe-
tene Vollständigkeitserklärung umfasst gegebenenfalls 
auch die Bestätigung, dass die in einer Anlage zur Voll-
ständigkeitserklärung zusammengefassten Auswirkun-
gen von nicht korrigierten falschen Angaben im Prüfungs-
gegenstand sowohl einzeln als auch insgesamt unwe-
sentlich sind. 

I. Geltungsbereich  

Die in den Sämtlichen Auftragsbedingungen enthaltenen 
Regelungen – einschließlich der Regelung zur Haftung – 
finden auch auf alle künftigen, vom Auftraggeber erteilten 
sonstigen Aufträge entsprechend Anwendung, soweit 
nicht jeweils gesonderte Vereinbarungen getroffen wer-
den bzw. über einen Rahmenvertrag erfasst werden oder 
soweit für die GPP verbindliche in- oder ausländische 
gesetzliche oder behördliche Erfordernisse einzelnen Re-
g-lungen zu Gunsten des Auftraggebers entgegenstehen. 

Für Leistungen der GPP gelten ausschließlich die Bedin-
gungen der Sämtlichen Auftragsbedingungen; andere Be-
dingungen werden nicht Vertragsinhalt, wenn der Auf-
traggeber diese mit GPP im Einzelnen nicht ausdrücklich 
schriftlich vereinbart hat. Allgemeine Einkaufsbedingun-
gen, auf die im Rahmen automatisierter Bestellungen 
Bezug genommen wird, gelten auch dann nicht als ein-
bezogen, wenn GPP nicht ausdrücklich widerspricht oder 
GPP mit der Erbringung der Leistungen vorbehaltlos be-
ginnt. 

J. Anwendbares Recht / Gerichtsstand 

Für die Auftragsdurchführung sind die von den maß-
geblichen deutschen berufsständischen Organisationen 
(WPK, IDW, StBK) entwickelten und verabschiedeten 
Berufsgrundsätze, soweit sie für den Auftrag im Einzelfall 
anwendbar sind, bestimmend.  

Auf das Auftragsverhältnis und auf sämtliche hieraus 
oder aufgrund der Erbringung der darin vereinbarten 
Leistungen resultierenden außervertraglichen Angelegen-
heiten oder Verpflichtungen findet deutsches Recht An-
wendung. 

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle in Verbindung mit 
dem Auftrag oder den darunter erbrachten Leistungen 
entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist Bremen, Deutsch-
land.
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